
POLEN

Müde Werber gefährden
den Weg nach Europa

Die PolInnen halten mehr
von der EU−Kommission

alsvon der eigenen
Regierung. Doch nur

wenige wollensich am
Referendumüber den
EU−Beitritt beteiligen.

Gerade noch rechtzeitig
vor dem Referendum über
den EU−Beitritt am 7. und 8.
Juni hat die polnische Regie-
runges geschafft, dietransat-
lantische mit der europä-
ischen Allianz zu vereinen:
Die künftige EU−Außengrenze
werden polnische Beamteauf
Kosten der USA bewachen.
Diese spendeten 25 Geräte
zur Standortbesti mmung per
Satellit und eine Schulungi m
Fährtenlesen bei indiani-
schenZöllnernin Arizona.
Das wäre vielleicht nettes

Medienfutter für die Spin
Doctors der polnischen Re-
gierung, nur bewegen die au-
ßenpolitischen Aspekte des
EU−Beitritts derzeit kaum ei-
nen Wähler in Polen. Amver-
gangenen Wochenende kam
selbst der Rechtspopulist An-
drzej Lepper auf demPartei-
tag seiner Bauernvereini-
gung Samoobrona in War-
schaubei seiner Tiradegegen
denBeitritt ohnedieüblichen
Hinweise auf "externe Ele-
mente" wie "Frei maurer" und
"Deutschlandfreunde" aus,
die angeblich den EU−Bei-
tritt und den Untergang Po-
lens betreiben.
Statt vonder Unterjochung

Polens durch andere Staaten
redete Lepper am Tag nach
demdeutsch−polnischenTref-
fen in Berlin von der wirt-
schaftlichen Lage in Polen.
Die Unsicherheit, ob der EU−
Beitritt die Situation kurzfris-
tig besser oder schli mmer
macht, wird vielleicht nicht
allzuviele Gegner zur Absti m-
mung treiben. Doch je mehr
sie fern hält, desto weniger

wahrscheinlich wird die nö-
tige Beteiligung von 50 Pro-
zent der Wahlberechtigten.
Und bei 18,4 Prozent Arbeits-
losigkeit ist die Unsicherheit
groß.

"Müllkippen voller
Bettler"

EU−Erweiterungskommis-
sar Günter Verheugen wies
Polen kürzlich auf acht Prob-
lemfelder hin: Der Ausbauder
Verwaltung in der Finanzkon-
trolle, die Vernetzung der
Zollcomputer, die Anpassung
der Milchquoten – all das
dürfte viel Geld kosten. Statt
zu hetzen, konnte Lepper
ganz entspannt mit dersel-
ben Wirkung fragen: "Wenn
es so gut sein soll, dann fra-
gen wir, warum es derzeit
dem Land so schlecht geht:
Warum haben fünf Millionen
Menschen keine Arbeit, wa-
rumleben 25 Prozent der Po-
len unter der Armutsgrenze,
warum sind die Müllkippen
voller Bettler?"
Lepper gibt sichangesichts

der dominierenden Meinung
in der Bevölkerung nicht
mehr als prinzipieller Bei-
trittsgegner. Samoobrona
sehe keine Bedrohung für
die polnische Kultur, son-
dern lediglich eine wirt-
schaftliche Gefahr: "Die aus-

gehandelten Beitrittsbedin-
gungen lassen Polen keine
Chance, die Produktivität un-
serer Industrie und Landwirt-
schaft auszunutzen."
Um diese Sektoren sorgen

sich auch die Wähler am
meisten. Allerdings glauben
nur wenige, dass auchdie Re-
gierungihre Sorgenteilt. Eine
UmfrageimAuftrag des euro-
päischen Parlaments von An-
fang Mai ergab, dassknapp60
Prozent der Befragten die
Leistung des Parlaments und
der Kommission der EUposi-
tiv beurteilen – die Zusti m-
mungsrate für die eigene Re-
gierung liegt bei nur zwölf
Prozent.
So ungewöhnlich es ist,

dass EU−Institutionen bessere
Noten als die eigene Regie-
rung bekommen, zur Absti m-
mung wirddas nur wenigePo-
len treiben. Denn Neuwahlen
dürfte es nach einemPro−Bei-
tritts−Referendum sogar erst
ein wenigspäter gebenals bei
einer Ablehnung. Der stellver-
tretende Parlamentspräsi-
dent Donald Tusk von der li-
beralen Bürgerplattform(PO)
kritisierte schon die Werbe-
strategie der Regierung: "Das
Problem ist nicht die allge-
meine Zusti mmung zum Bei-
tritt, sondern die Teilnahme
am Referendum." Die Regie-
rungspropaganda erfülle kei-
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ne der Erwartungen, so Tusk:
Naive Werbeclips, Reklameta-
feln mit der Frau des Präsi-
denten, die ein stolzes Ge-
sicht aufsetzt. "Das kann die
Menschen sogar abhalten",
meint der Liberale.

Warnung vor
Nicht−Beitritt
Ministerpräsident Leszek

Miller wirbt allerdings bei sei-
nen Touren in den Wojewod-
schaften auch mit harten
wirtschaftlichen Argumenten.
Im oberschlesischen Ruda
Slasksprachervondenkatas-
trophalen wirtschaftlichen
Folgen eines Nicht−Beitritts:
"Die Investoren würden sich
zurückziehen, Polen hätte
mit den Zollbarrieren der EU
zu kämpfen, als Folge würde
die Arbeitslosigkeit weiter
steigen."
NurziehensichdieInvesto-

renin RudaSlask wahrschein-
lich auch nach einemBeitritt
zurück. Selbst bei einer mil-
den Umstrukturierung des
Bergbaus geht die Gewerk-
schaft OPZZvon25.000 verlo-
renen Arbeitsplätzen bis Jah-
resende aus. Derzeit sind
330.000 Menschen in Schle-
sien arbeitslos. Die Hoffnung
auf Jobsin neuen Werkenvon
Toyota und Citroën hat sich
i m Frühjahr zerschlagen,
denn diese Firmen produzie-
ren nun dochlieber in Tsche-
chien beziehungsweise der
Slowakei. Wenn Zechen
schließen, leidenzudemauch
ihre Zulieferer. Sie müssen
schon heute auf ihre Forde-
rungen aus alten Aufträgen
verzichten, umneue zu erhal-
ten, berichtet die Zeitung
Gazeta Wyborcza.
Wie der EU−Beitritt hier hel-

fen kann, vermittelt die Kam-
pagne der polnischen Regie-
rung fürs Referendumso we-
nig wie Miller auf seiner Wer-
betour in Oberschlesien. Na-
türlich kann alles noch
schli mmer werden. Und na-
türlichist es einegroßehisto-
rische Chance, was Europa-
ministerin Danuta Hübner
i mmer wieder herausstellt:
"Wir konntenin denfünfziger
Jahren nicht amIntegrations-
prozess teilnehmen, weil wir
auf der anderen Seite des
Flusses waren. Jetzt betreten
wir Europa, mit dem uns so
viel verbindet."
Das klingt ganz nachder so

wohlfeilen wie allgemeinen
Unterstützung der Kirche für
den Beitritt, auch der Danzi-
ger Erzbischof Tadeusz
Goclowski sprach davon,
dass die katholische Kirche
schon i mmer für "die Suche

nach Wegen zur Einheit des
Kontinents" gewesenist.
Die Beitrittsgegner sind da

konkreter, wenn auch der Zu-
sammenhang zwischen ihren
Zahlen und der Unionnieklar
wird. Die Vertreter der Sa-
moobrona zählen in Inter-
views i mmer wieder die Ar-
beitslosenquote, die Zahl der
Rentner und natürlich der
Bauern auf. Die Schlussfolge-
rung ist auch immer wieder
dieselbe. "Vielleicht werden
es einige Beamte nach dem
Beitritt besser haben, doch
die Arbeiter werden gewiss
verlieren", sagte zumBeispiel
der Samoobrona−Regional-
fürst Tadeusz Debicki. Als die
polnische Nachrichtenagen-
tur PAP ihn fragte, wie denn
genau der Zusammenhang
zwischen Beitritt und Nach-
teilen für Arbeiter und Rent-
ner sei, konnte er nur etwas
von "steigenden Preisen" er-
zählen.
Ähnlich halten es die kleri-

kal−fundamentalistische Fami-
lienliga LPR und Teile der
Bauernpartei PSL, die schon
seit Wochen den Eindruck
zu erwecken versucht, bei
der Absti mmung werde
nicht alles mit rechten Din-
gen zugehen. Als die Parla-
mentskommission zum Refe-
rendum die Redezeit bei der
Absti mmung über 308 Verän-
derungsvorschläge auf 30 Se-
kunden je Vorschlag be-
schränkte, sprach Bogdan
Pek (PSL) von einer "Gefahr
für die Demokratie".

Gefährliche Mischung
Die Mischung aus wirt-

schaftlicher Unsicherheit, ei-
ner unpopulären Regierung,
schwacher Werbung für das
Referendum und Gerüchten
über vermeintliche Schiebun-
gen könnte die Teilnahme an
der Absti mmung gefährlich
senken, auch wenn nach An-
gaben der Meinungsforscher
knapp 70 Prozent der Befrag-
ten für den Beitritt sind. Die
Beteiligung lag schon in Un-
garnbei nur 48 Prozent.
Auch bei einem positiven

Ergebnis rechnen selbst Opti-
misten nicht damit, dass Pre-
mier Miller i mnächsten Jahr
nochi mAmt sein wird. Die Bi-
lanz seiner Regierung mag
schlecht sein – schlecht ver-
kauft wird sie auf jeden Fall.
Auf seiner Werbetour durchs
schlesische Industriegebiet
lobte Miller die über denKon-
kurs gerettete Brauerei Bro-
war Górnoslaski SA als Bei-
spiel für die Improvisations-
kunst polnischer Unterneh-
men. 170 Arbeitsplätze si-
chert das Unternehmen. Es
wären also knapp 150 neue
Brauereien nötig, allein um
den für dieses Jahr erwarte-
ten Stellenabbau i m Bergbau
auszugleichen.
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